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soziale Leistungen
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Schulden
- in Mio. Euro -
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EinfÄhrung
� PPP-Modelle sind Ausdruck und Folge der kommunalen Finanzkrise, die sich nicht erst jetzt im 

Rahmen der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise offenbaren, sondern vielmehr bereits seit rund 
25 Jahren ihre Auswirkungen �entfalten�.

� PPP-Modelle sind jedoch auch Bestandteil eines neoliberalen Wirtschaftsverst�ndnisses, wonach 
marktwirtschaftliche Regularien auch das kommunale und �ffentliche Handeln bestimmen sollen 
und der Staat sich auf die Wahrnehmung so genannter �Kernaufgaben� beschr�nken soll.

� Der kommunale Investitionsbedarf betr�gt nach Untersuchungen des Deutschen Instituts f�r 
Urbanistik (DIfU) rund 47 Mrd. Euro (Ersatzinvestition zum Erhalt der kommunalen Infrastruktur 
zzgl. Investitionen zur Schlie�ung noch vorhandener Infrastrukturl�cken).

� Gegenw�rtig investieren die Kommunen j�hrlich rund 20 Mrd. Euro, davon rund 16 Mrd. Euro 
Bauinvestitionen.

� Hier wird sichtbar, dass es einen erheblichen �freien� Investitionsbedarf gibt.

� Aufgrund der angespannten Finanzsituation der Kommunen versuchen diese, �ber so genannte 
alternative Finanzierungsmodelle wie PPP diesen �freien� Investitionsbedarf abzudecken. Die 
Finanzwirtschaft sieht in den PPP-Modellen eine �u�erst lukrative Finanzanlageform f�r private 
Investoren.

� Im Zusammenhang mit der Kritik an PPP muss eine Diskussion zu Alternativen f�r die Kommunen 
gef�hrt werden.

� Hierzu sollen nachfolgend einige Anregungen, �berlegungen zur Diskussion gestellt werden.
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grundsÅtzliche Anmerkungen
1. Reform der Kommunalverfassung
Erh�hung der kommunalen Steuerquote von gegenw�rtig 11,9 % auf 20 %. Die kommunalen 
Steuereinnahmen w�rden sich dadurch um rund 45 Mrd. Euro erh�hen. Die kommunalen 
Steuereinnahmen sind insbesondere durch eine Reform der Gewerbesteuer von ihrer 
Konjunkturanf�lligkeit zu befreien.

2. Reform der kommunalen Finanzausgleichssysteme der LÅnder
Da die Kommunen verfassungsrechtlich Bestandteil der L�nder sind, sind diese verpflichtet, f�r eine 
angemessene Finanzausstattung der Kommunen zu sorgen. Das Th�ringer Verfassungsgericht hat in 
seiner Entscheidung vom Mai 2005 entschieden, dass eine angemessene Finanzausstattung eine 
freie Finanzspitze f�r die Wahrnehmung so genannter freiwilliger Aufgaben von 5 - 10 % der 
Verwaltungsausgaben einschlie�t.

3. Bildung eines kommunalen Schuldenfonds bei den LÅndern
Die kommunalen Schulden sind dabei bei den L�ndern in einem Sonderverm�gen 
zusammenzufassen. Dabei ist zu kl�ren, wie die Finanzierung dieses Sonderverm�gens (Tilgung + 
Zinszahlung) erfolgt. M�glich w�re ein Schuldenmoratorium (Zins- und Teiltilgungserlass). Denkbar ist 
auch die Finanzierung �ber die kommunalen Finanzausgleichssysteme (Entnahme aus der 
Finanzausgleichsmasse). Die Kommunen w�rden in diesen F�llen von den Tilgungs- und 
Zinszahlungen befreit (Entlastungseffekt 3,5 Mrd. Tilgung zzgl. 5 Mrd. Euro Zinsen).
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kommunale Handlungsoptionen
4. ÇÇP-Modelle (Çffentliche-Çffentliche Partnerschaften)
Anwendung der PPP-Mechanismen unter Einbeziehung �ffentlicher Partner (Landesbanken, 
Landesf�rderbanken, Sparkassen)

5. Eigenbetriebsmodell
Realisierung von kommunalen Investitionen in der Form kommunaler Eigenbetriebe
Eigenbetriebe sind Sonderverm�gen der Kommunen und unterliegen der demokratischen Kontrolle 
und Steuerung durch die gew�hlten Gremien. Als Sonderverm�gen k�nnen Eigenbetriebe 
eigenst�ndig und unabh�ngig von der Kommune Kredite f�r die Zwischenfinanzierung von 
Investitionen aufnehmen. 
Aufwendungen, die der Eigenbetrieb nicht durch die eigene Gesch�ftst�tigkeit erwirtschaftet, muss die 
Kommune innerhalb von f�nf Jahren ausgleichen. Bei Investitionen w�rde somit der kommunale 
Haushalt j�hrlich maximal mit den Kapitaldienstkosten f�r die Investitionen belastet. Das 
J�hrlichkeitsprinzip wird durchbrochen.
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kommunale Handlungsoptionen
6. Eigengesellschaftsmodell
Kommunale Investitionen k�nnen auch durch kommunale Eigengesellschaften realisiert werden. Hier 
kommt es jedoch zum Spannungsverh�ltnis zwischen �ffentlichen- und Gesellschaftsrecht. Im 
Regelfall wird dem Gesellschaftsrecht ein Vorrang einger�umt. In dem Zusammenhang kann es zu 
Problemen hinsichtlich der demokratischen Steuerung und Kontrolle kommen. Dies kann durch einen 
so genannten beherrschenden Gesellschaftervertrag nivelliert werden. Beim beherrschenden 
Gesellschaftervertrag ist geregelt, dass wesentliche Entscheidungen der Gesellschaftsorgane der 
Zustimmung der Beschlussorgane der Kommune bedarf. Bei der Eigengesellschaft kommen so 
genannte Steuersparmodelle zur Anwendung (Reduzierung der K�rperschafts- und 
Kapitalertragssteuerpflicht). Zudem kann die Wirkung des steuerlichen Querverbundes zwischen 
eigenwirtschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Bereichen einer Gesellschaft zur Entfaltung 
kommen. Hier gibt es vereinzelt Probleme der verdeckten Gewinnaussch�ttung.

6a. Holdingmodell
Durch die Ausgr�ndung von Tochtergesellschaften kann eine Trennung von Verm�gen und 
Betreibung erfolgen. �ber den steuerlichen Querverbund k�nnen finanzielle Vorteile erzielt werden.

Besonderheit: Konzessionsvertr�ge �PNV
Hier darf die Haltergesellschaft an den Betreibergesellschaften nur einen Gesellschaftsanteil von max. 
33 % haben. Anderenfalls w�rde die Holding steuerlich als Einheit betrachtet.
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kommunale Handlungsoptionen
7. BÄrgschaftsmodell
Beim B�rgschaftsmodell realisieren Dritte (Eigenbetrieb, Eigengesellschaft, Unternehmen mit 
kommunaler Beteiligung, Anstalt des �ffentlichen Rechts, freier Tr�ger, Privater) Investitionen der 
kommunalen Infrastruktur.
Durch die kommunale Verb�rgung werden die Kapitaldienstkosten reduziert.
Die B�rgschaften d�rfen nur als Ausfallb�rgschaften ausgestaltet werden. Die B�rgschaften werden 
bei der Bewertung der dauernden Leistungsf�higkeit der Kommune als Eventualverbindlichkeiten mit 
bewertet.

8. Anleihemodell
Ausreichung von kommunalen Anleihen f�r die Finanzierung kommunaler Investitionen
Die Kommunen k�nnen sich dadurch notwendige Finanzmittel au�erhalb des klassischen 
Finanzmarktes beschaffen.
Es gibt rechtsaufsichtliche Genehmigungsprobleme. Kommunale Unternehmen haben leichteren 
Zugang zu Anleihemodellen.

9. Kommunale Schuldverschreibungen
Die Stadt Quickborn hat dieses Modell zur Anwendung gebracht. Bis zu 2 Mio. Euro wollte die Stadt 
dadurch einnehmen. Das Land und die Bundesanstalt f�r Finanzdienstleistungsaufsicht BaFin haben 
zwischenzeitlich die Weiterf�hrung dieses Modells untersagt, da ein Versto� gegen das 
Kreditwesengesetz vorl�ge. Kommunen d�rfen keine Finanzdienstleistungen anbieten. Ausnahme 
bilden die Tr�gerschaft f�r Sparkassen.
F�r kommunale Unternehmen d�rften derartige Schuldverschreibungen leichter realisierbar sein.
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kommunale Handlungsoptionen
10. Inhaberschuldverschreibungen
Wird durch einige Wohnungsgenossenschaften realisiert. Voraussetzung ist, dass die Kreditgeber in 
einem Eigent�merverh�ltnis zum Gl�ubiger stehen. Dies wird bei Genossenschaften bejaht.
Um dieses Modell auf Kommunen anzuwenden, m�ssten Kommunen erm�chtigt werden, kommunale 
Genossenschaften oder kommunale Aktiengesellschaften zu bilden.
Die Inhaberschuldverschreibungen sind f�r B�rger ein interessantes und risikofreies Anlagemodell. 
Zudem beeinflusst es das Verh�ltnis zwischen Schuldner und Gl�ubiger positiv.

11. Genossenschaftsmodell
�ber kommunale Genossenschaften k�nnen ebenfalls Investitionen realisiert werden. Die Wirkung der 
genossenschaftlichen Demokratie kommen hier zur Anwendung. Gegenw�rtig gibt es hier noch 
kommunalrechtliche Beschr�nkungen.

12. BÄrgergenossenschaften
K�nnen bei Einzelprojekten wie B�rgerkraftwerk zum Einsatz kommen.

13. SondervermÉgen
Auslagerung von kommunalen Schulden in ein Sonderverm�gen.
Gefahr: Schattenhaushaltswirtschaft

14. Flexibilisierung des Haushaltsrecht
Unterscheidung zwischen rentierlichen und unrentierlichen Investitionen im Zusammenhang mit der 
Genehmigung kommunaler Kredite.
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kommunale Handlungsoptionen
15. Form der kommunalen Gemeinschaftsarbeit
Insbesondere durch die �bertragung von Aufgaben auf kommunale Zweckverb�nde k�nnen 
kommunale Investitionen gemeinsam durch mehrere Kommunen realisiert werden.

16. Kommunale Anstalt des Éffentlichen Rechts (Bayern)
Organisationsform f�r die wirtschaftliche Bet�tigung, die zwischen dem kommunalen Eigenbetrieb und 
der kommunalen Eigengesellschaft angesiedelt ist.

17. In-Haus-GeschÅfte
Bei der Vergabe von Auftr�gen und Leistungen kann auf eine Ausschreibung verzichtet werden, wenn 
die Auftragsvergabe an ein kommunales Unternehmen ohne Beteiligung privater Dritter erfolgt.

18. DarlehensgewÅhrung zwischen Kommunen und kommunalen Unternehmen
Kommunale Unternehmen verf�gen �ber finanzielle R�cklagen, die an die Kommunen als Darlehen 
ausgereicht werden k�nnten. Die Zinsgestaltung ist dabei im Wesentlichen frei.

19. StÅrkung der Kommunalwirtschaft durch die Bildung von FiskalvermÉgen
Nach � 66 Abs. 2 Th�ringer Kommunalordnung k�nnen kommunale Unternehmen in Th�ringen auch 
ausschlie�lich als Fiskalverm�gen ausgestaltet sein. Ziel der unternehmerischen T�tigkeit ist dabei die 
Erzielung eines fiskalischen Ertrages f�r den kommunalen Haushalt. Dieses Modell ist eine geeignete 
Alternative f�r kommunale Unternehmen, bei denen der �ffentliche Auftrag entfallen ist und deshalb im 
Regelfall zu privatisieren w�ren. In anderen Bundesl�ndern gibt es diese M�glichkeit der Bildung des 
Fiskalverm�gens noch nicht.
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kommunale Handlungsoptionen
20. Stiftungsmodell
Durch die Bildung von kommunalen Stiftungen er�ffnen sich ebenfalls M�glichkeiten zur Realisierung 
kommunaler Investitionen, und zwar unabh�ngig vom jeweiligen kommunalen Haushalt.

21. Gemeinschaftsunternehmen Land und Kommunen
Zur Realisierung von Investitionen k�nnen das Land und Kommunen Gemeinschaftsunternehmen 
gr�nden. Dies st��t auf keine verfassungsrechtlichen Bedenken, weil die Kommunen 
verfassungsrechtlich Bestandteil der L�nder sind.
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weitere Problembeschreibungen

� Rolle der Rechtsaufsichtsbeh�rden

� Verbot der Erbringung von Finanzdienstleistungen

� Beschr�nkung beim kommunalen Wirtschaftsrecht

� Schranken des kommunalen Haushaltsrechts


